
8 MMW-Fortschr. Med. Nr. 17 / 2011 (153. Jg.)

UNTERNEHMEN ARZTPRAXIS

VON HAUSARZT ZU HAUSARZT
 

 
Dr. Gerd W.  
Zimmermann
Facharzt für  
Allgemeinmedizin
Kapellenstraße 9,  
D-65719 Hofheim

–

Können Ärzte wegen Bestechlichkeit 
bestraft werden?
_ Die Geschäftsbeziehungen zwischen ei-
ner Arztpraxis und der pharmazeutischen 
Industrie unterlagen schon immer recht-
lichen und berufsrechtlichen Reglementie-
rungen. In letzter Zeit mehrten sich aller-
dings Diskussionen und Meldungen, dass 
das Handeln des Arztes in der eigenen Pra-
xis einer Prüfung nach §299 Strafgesetz-
buch (StGB) unterzogen werden könnte. 
Der 26. Abschnitt des StGB erfasst Straf-
taten gegen den Wettbewerb. In §299 St-
GB wird die „Bestechlichkeit und Beste-
chung im geschäftlichen Verkehr“ behan-
delt. Nach Absatz 1 macht sich derjenige 
strafbar, der „[…] als Angestellter oder Be-
auftragter eines geschäftlichen Betriebes 
im geschäftlichen Verkehr einen Vorteil für 
sich oder einen Dritten als Gegenleis-tung 
dafür fordert, sich versprechen lässt oder 
annimmt, […].“ 
Bisher galt, dass niedergelassene Ärzte als 
Freiberufler dieser Regelung nicht unterlie-
gen. Die neue Brisanz ergibt sich jedoch 
aus einer neuartigen Auslegung des Tatbe-
standmerkmals „als Beauftragter“. Dem-

nach agiert der Niedergelassene bei der 
Verordnung von Arzneimitteln als „Beauf-
tragter der Krankenkassen“, da er durch 
seine Verordnung einen Kaufvertrag zwi-
schen der Apotheke und der Krankenkasse 
veranlasst. Das hat die Anwendung der 
Vorschriften des §299 StGB auch auf die 
Handlungen des Arztes in seiner eigenen 
Praxis zur Folge. Eine definitive Vorgabe, 
ob §299 StGB auch für Vertragsärzte An-
wendung findet, wird der Bundesgerichts-
hof in einer Grundsatzentscheidung tref-
fen, die für Sommer 2011 zu erwarten ist. 
Es sind jedoch Tendenzen erkennbar, dass 
die oberste Gerichtsbarkeit die Auswei-
tung der Anwendung auf Niedergelassene 
bestätigen wird.
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Wer sich vor einer solchen Strafverfolgung 

schützen will, sollte Angebote der Pharma-

industrie kritisch prüfen. Klassische Werbe-

geschenke wie Kugelschreiber, Notizzettel 

etc. sind unproblematisch, größere Zuwen-

dungen wie Kaffeemaschinen, Praxisausstat-

tung, Konzertkarten etc. überdehnen aber 

die Gestaltungsmöglichkeiten deutlich. Dass 

aus der bloßen Entgegennahme eines Ge-

schenks nicht zwingend eine Beeinflussung 

des Verordnungsverhaltens resultiert, ist für 

die Strafbarkeit dabei unerheblich. 

Beachten sollte man auch den §300 StGB, 

der eine Erweiterung des §299 StGB darstellt. 

Demnach werden „besonders schwere Fälle“ 

der Bestechlichkeit mit einer Freiheitsstrafe 

von bis zu fünf Jahren geahndet. Das Beur-

teilungskriterium der sog. „gewerbsmäßigen 

Täterschaft“ kann dabei schon erfüllt sein, 

wenn das gleiche Handeln „gewerbsmäßig“ 

(mehr als einmal) ausgeübt wird oder der 

angenommene Vorteil ein „großes Ausmaß“ 

hat (> 10.000 Euro).

Verordnung von 
Harn- und Blut- 
zuckerteststreifen

Besonders schwere Fällen von Bestech-
lichkeit werden mit Haft bestraft.
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_ Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-
BA) hat eine Änderung zur Verordnung von 
Harn- und Blutzuckerteststreifen für Pati-
enten mit Diabetes mellitus Typ 2, welche 
nicht mit Insulin behandelt werden, be-
schlossen. Teststreifen sind bei diesen Pati-
enten künftig nur noch verordnungsfähig, 
wenn eine instabile Stoffwechsellage vor-
liegt. Grundsätzlich sind dann bis zu 50 
Teststreifen verordnungsfähig. 
Diese Verordnungseinschränkung gilt glei-
chermaßen für Patienten, die am Disease-
Management-Programm (DMP) Diabetes 
mellitus Typ 2 teilnehmen. Sie gilt aller-
dings nicht für Patientinnen mit Gestati-
onsdiabetes, da es sich hier definitionsge-
mäß nicht um einen Diabetes mellitus Typ 
2 handelt. Der Beschluss zur Verordnungs-
einschränkung tritt am 1. des übernächs-
ten Quartals nach seiner Veröffentlichung 
im Bundesanzeiger in Kraft. Zunächst hat 
das Bundesministerium für Gesundheit 
(BMG) jedoch noch zwei Monate Zeit, den 
Beschluss zu prüfen.
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Diabetische Berufskraftfahrer sind zur regel-

mäßigen Blutzuckerselbsttestung verpflich-

tet, wenn die Therapie mit einem hohen  

Hypoglykämierisiko assoziiert ist. Fraglich ist, 

ob die GKV die Kosten zu übernehmen hat. 

Der G-BA hat darauf hingewiesen, dass auf-

grund der Vorgaben des Fahrerlaubnisrechts 

nicht die GKV sondern andere Leistungsträ-

ger, wie ggf. der Arbeitsgeber, als Zahlungs-

pflichtige in Betracht zu ziehen sind.




